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Antrag 

der Fraktion der SPD 


Fortsetzung der Abrüstungspolitik nach der Auflösung der UdSSR 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Die Auflösung der Sowjetunion stellt die Abrüstungspolitik in 
Europa vor zusätzliche Aufgaben und neue Chancen, Es muß 
sichergestellt werden, daß bestehende Verträge, die mit der 
früheren Sowjetunion geschlossen wurden, von den neu ge- 
gründeten, unabhängigen Republiken umgesetzt werden. Und 
es müssen Regelungen getroffen werden, die die Kontrolle ins- 
besondere der Massenvernichtungswaffen garantieren und die 
Weiterverbreitung von Material und Wissen zur Herstellung 
solcher Waffen verhindern. 

Daneben besteht die bisherige Aufgabe fort, durch Abrüstung, 
vertrauensbildende Maßnahmen und durch Umstrukturierung 
der Streitkräfte militärische Angriffsfähigkeit zu beseitigen, die 
verbleibenden militärischen Kräfte auf niedrigerem Niveau 
auszubalancieren und das qualitative Wettrüsten unter Kon- 
trolle zu bekommen. 

2. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Bereitschaft der Atom- 
waffenstaaten USA, Großbritannien und Frankreich, den Repu- 
bliken der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) bei der 
Zerstörung von Atomwaffen technische Unterstützung zukom- 
men zu lassen. 

Der Deutsche Bundestag begrüßt in diesem Zusammenhang 
ausdrücklich das Angebot der Vereinigten Staaten, 400 Mio. 
US-Dollar zur Unterstützung bei der Sicherung und Vernich- 
tung des Nuklearwaffenpotentials der GUS bereitzustellen. Um 
auszuschheßen, daß Atomsprengköpfe wiederverwertet wer- 
den oder daß das in Sprengköpfen enthaltene waffenfähige 
Uran und Plutonium weitergegeben wird, müssen Verfahren 
entwickelt werden, die die Sprengköpfe oder Kernmaterial 
zuverlässig unbrauchbar machen. Angesichts der riesigen 
Mengen waffenfähigen Kernmaterials auf dem Territorium der 
früheren Sowjetunion und der USA und angesichts der Tat- 
sache, daß die vollständige Entsorgung dieses Materials tech- 
nisches Neuland darstellt, soll die Bundesregierung die Regie- 
rungen der westlichen Atomwaffenstaaten auffordern, finan- 
zielle, technische und personelle Unterstützung für diesen 
Zweck bereitzustellen. 
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Die Bundesregierung soll gemeinsam mit anderen westlichen 
Staaten finanzielle und technische Mittel zur Erhöhung der 
Sicherheitsstandards bei zivilen Kernkraftwerken zur Ver- 
fügung stellen, solange nicht-nukleare Energie noch nicht in 
erforderhchem Maße vorhanden ist. 

3. Die Bundesregierung muß sich dafür einsetzen, daß die nuklea- 
ren Abrüstungsinitiativen der letzten vier Monate von Bush, 
Gorbatschow und Jelzin tatsächlich umgesetzt werden. Das gilt 
insbesondere für die angekündigte Abrüstung der taktischen 
Nuklearwaffen. Die Bundesregierung muß darauf drängen, daß 
nicht nur alle land- und seegestützten taktischen Atomwaffen, 
sondern auch alle Atombomben auf Flugzeugen vollständig ab- 
gerüstet und vernichtet werden. Bis zu ihrer endgültigen Be- 
seitigung sollten diese Waffen zentral gelagert werden und die 
Depots unter internationale Kontrolle gestellt werden. 

4. Die Weiterverbreitung von Atomwaffen und das Entstehen von 
immer mehr „Schwellenländern" wird dadurch begünstigt, daß 
der Besitz von Atomwaffen gerade auch den fünf offiziellen 
Nuklearstaaten nach wie vor als attraktiv erscheint. Wer - wie 
die NATO - behauptet, seine Atomwaffen hätten vierzig Jahre 
lang einen konventionellen Angriff durch überlegene Kräfte 
des Warschauer Paktes verhindert, gibt anderen Staaten in 
instabiler Sicherheitslage einen Anreiz, sich ebenfalls A-Waf- 
fen zu verschaffen. Die Bundesrepublik Deutschland muß als 
Nicht-Atomwaffen-Staat ihr Interesse an der Beendigung der 
nuklearen Rüstung aller Atomwaffenbesitzer, inklusive ihrer 
Bündnispartner, deutlicher verfolgen. 

5. Zur Verzögerung des Proliferationsprozesses leistete die Wie- 
ner lAEO gute Dienste. Damit ihre Kontrollmöglichkeiten 
effektiver werden, müssen ihre Befugnisse und ihre finanzielle 
und personelle Ausstattung erweitert werden. 

Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, die 
freiwilligen deutschen Leistungen an die lAEO umgehend und 
zweckgebunden für das Kontrollregime zu erhöhen. 

Die Bundesregierung sollte sich dafür einsetzen, daß die Mit- 
glieder des Atomwaffensperrvertrages auch Verdachtskontrol- 
len zustimmen. Weit mehr als bislang müssen die Nuklear- 
mächte selbst Kontrollen unterworfen werden. Die auf dem 
Territorium der früheren UdSSR gegründeten Republiken müs- 
sen aufgefordert werden, dem Atomwaffensperrvertrag beizu- 
treten. 

Der Deutsche Bundestag tritt jeglichen Bestrebungen ent- 
gegen, die mit dem Hinweis auf eine wachsende Proliferations- 
gefahr neue Aufrüstungen legitimieren und durchsetzen wol- 
len und damit zusätzliche Milliarden beanspruchen würden. 

Ein wichtiger Schritt zur Verringerung der Proliferationsgefahr 
ist die Beendigung des Exports von Raketentechnologien. Der 
Deutsche Bundestag unterstützt die internationalen Gespräche, 
die hierzu gegenwärtig stattfinden. Die Mitgliedsländer der 
GUS sollten hieran ebenfalls beteiligt werden. 
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6. Die Verringerung der konventionellen Streitkräfte in Europa 
muß weitergehen. Voraussetzung dazu ist, daß die bislang 
geschlossenen Verträge umgehend ratifiziert werden und daß 
danach auf die vereinbarte Obergrenze für Kampfpanzer, ge- 
panzerte Gefechtsfeldfahrzeuge, Artillerie, Kampfflugzeuge 
und Kampfhubschrauber heruntergerüstet wird. Die neuen 
unabhängigen Staaten auf dem Gebiet des früheren Vertrags- 
partners Sowjetunion werden auf gef ordert, die für ihr Gebiet 
vorgesehenen Reduzierungen zu verwirklichen und den ver- 
einbarten Überprüfungsmaßnahmen zuzustimmen. Das gleiche 
gilt für die Mitwirkung an den vertrauensbildenden Maßnah- 
men. Je eher sicherheitspolitische Transparenz zwischen den 
neuen Staaten und den übrigen europäischen Vertragsparteien 
entsteht, desto schneller wird sich kooperative Sicherheit in 
Gesamteuropa entwickeln. Die Bundesrepublik Deutschland 
soll bereits jetzt mit der Umsetzung ihres Teils der KSE-Ver- 
pflichtungen beginnen, auch wenn der Vertrag noch nicht von 
allen Staaten ratifiziert ist. 

7. Sofern die weitere Verringerung von Waffen und Personal auf 
soziale, ökonomische und technische Schwierigkeiten stößt, 
muß die Bundesregierung bereit sein, mit materiellen Mitteln 
und technischrem Know-how sowie Konversionsmaßnahmen 
den Abrüstungsprozeß auf nationaler und internationaler 
Ebene zu fördern. 

Auch nach der Umsetzung der Abrüstungsverpflichtungen des 
KSE-Vertrages bleibt Europa die am höchsten gerüstete 
Region. Der Deutsche Bundestag verlangt von der Bundes- 
regierung, zur KSZE-Konferenz im März Vorschläge für den 
weiteren Abbau von Militärpersonal und Waffen, insbesondere 
von schweren angriffsfähigen Waffen, zu präsentieren und 
dafür zu sorgen, daß quantitative Abrüstung nicht durch quali- 
tative Aufrüstung konterkariert wird. Es müssen neben den 
numerischen Obergrenzen für KSE II zusätzlich qualitative 
Rüstungskontrollmaßstäbe vereinbart werden, die die Einfüh- 
rung neuartiger Waffentechnologie unterbindet. Die Bundes- 
regierung ist aufgefordert, sämtliche Pläne für die Beschaffung 
von Rüstungen, die vor der Auflösung des Warschauer Paktes 
und der UdSSR erstellt wurden, zu stoppen und gemeinsam mit 
dem Parlament eine Überprüfung vorzunehmen. 

Der KSE-Vertrag hat Rüstungen zwischen Ost und West aus- 
balanciert und verringert. Nach Beendigung des Ost-West- 
Konflikts wird eine Ausbalancierung regionaler Stabilitäts- 
regime immer dringlicher. Das gilt - wie der Konflikt in Jugo- 
slawien zeigt - für die südosteuropäische Region, es gilt auch 
für das Gebiet der früheren Sowjetunion. Künftige KSE II- 
Verhandlungen müssen sich verstärkt den Möglichkeiten 
regionaler Abrüstung und regionaler Sicherheitsregelungen 
zuwenden. Die Bundesregierung muß sich dafür einsetzen, daß 
die KSZE ein Mandat für weitere regionale Streitkräftereduk- 
tionen erteilt. 

Bonn, den 12. Februar 1992 

Hans-Ulrich Klose und Fraktion 
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